12. MAI 2024 - Gesetz zur Abänderung des Gesetzes vom 11. April 1994 über die Öffentlichkeit der Verwaltung und zur Aufhebung des Gesetzes vom 12. November 1997 über die Öffentlichkeit der Verwaltung in den Provinzen und Gemeinden


(Belgisches Staatsblatt vom 11. Juni 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES


12. MAI 2024 - Gesetz zur Abänderung des Gesetzes vom 11. April 1994 über die Öffentlichkeit der Verwaltung und zur Aufhebung des Gesetzes vom 12. November 1997 über die Öffentlichkeit der Verwaltung in den Provinzen und Gemeinden


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


KAPITEL 1 - Allgemeine Bestimmung


Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


KAPITEL 2 - Abänderungen des Gesetzes vom 11. April 1994 über die Öffentlichkeit der Verwaltung


Art. 2 - Artikel 1 des Gesetzes vom 11. April 1994 über die Öffentlichkeit der Verwaltung, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 5. August 2006, wird wie folgt abgeändert:

1. In Absatz 1 Buchstabe a) wird das Wort "Verwaltungsbehörden" durch das Wort "Verwaltungsinstanzen" ersetzt.

2. In Absatz 1 Buchstabe b) wird das Wort "Verwaltungsbehörden" jeweils durch das Wort "Verwaltungsinstanzen" ersetzt.

3. In Absatz 1 Buchstabe b) werden die Wörter "vorliegendes Gesetz aus Gründen, die in den Bereich der föderalen Befugnisse fallen, die Öffentlichkeit von Verwaltungsunterlagen verbietet oder einschränkt" durch die Wörter "sie föderale Befugnisse ausüben" ersetzt.

4. Absatz 2 Nr. 1 wird wie folgt ersetzt:

"1. Verwaltungsinstanz:

"a) die föderalen Verwaltungsbehörden, wie in Artikel 14 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat erwähnt,

b) die Provinzen und Gemeinden, wenn sie föderale Befugnisse ausüben,

c) die Einrichtungen öffentlichen Interesses, nämlich die in Artikel 1 des Gesetzes vom 16. März 1954 über die Kontrolle bestimmter Einrichtungen öffentlichen Interesses erwähnten Einrichtungen, wenn sie föderale Befugnisse ausüben,

d) die im Gesetz vom 7. Dezember 1998 zur Organisation eines auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizeidienstes erwähnten Mehrgemeindepolizeizonen und ihre Organe, wenn sie föderale Befugnisse ausüben,

e) die im Gesetz vom 15. Mai 2007 über die zivile Sicherheit erwähnten Hilfeleistungszonen und ihre Organe, wenn sie föderale Befugnisse ausüben,

g) die Strategie-Organe der Föderalregierung, die im Königlichen Erlass vom 19. Juli 2001 über die Einsetzung der Strategie-Organe der föderalen öffentlichen Dienste und über die Personalmitglieder der föderalen öffentlichen Dienste, die bestimmt werden, um dem Kabinett eines Mitgliedes einer Regierung oder eines Kollegiums einer Gemeinschaft oder Region anzugehören, erwähnt sind."

2. In Absatz 2 Nr. 2 wird das Wort "Verwaltungsbehörde" durch das Wort "Verwaltungsinstanz" ersetzt.


Art. 3 - In den Artikeln 2, 4, 5, 7, 8, 9 und 11 desselben Gesetzes wird der Begriff "Verwaltungsbehörde" jeweils durch den Begriff "Verwaltungsinstanz" ersetzt.


Art. 4 - Artikel 2 desselben Gesetzes, dessen heutiger Text § 1 bilden wird, wird wie folgt abgeändert:

1. Im früheren einzigen Absatz, der § 1 wird, wird in Nr. 3 das Wort "Eigenschaft" aufgehoben.

2. In § 1 Nr. 3 werden die Wörter "der Person angegeben, die" durch die Wörter "des zuständigen Dienstes angegeben, der" ersetzt.

3. Der Artikel wird durch einen Paragraphen 2 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"§ 2 - Um eine wirksame externe Kontrolle zu ermöglichen, das Vertrauen der Bürger zu stärken und Risiken in Bezug auf die Integrität vorzubeugen, veröffentlichen alle Minister und Staatssekretäre der Föderalregierung eine aktualisierte Liste der Mitglieder ihrer Strategie-Organe mit Angabe deren Namens und Funktion.

Die Daten werden der breiten Öffentlichkeit während der gesamten Dauer des Mandats des betreffenden Ministers oder Staatssekretärs durch eine ununterbrochene Veröffentlichung der Daten auf elektronischem Weg zur Verfügung gestellt."




Art. 5 - In Kapitel II desselben Gesetzes wird ein Artikel 3/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 3/1 - Die föderalen Verwaltungsinstanzen informieren die Bürger über die föderalen Vorschriften und insbesondere über die daraus hervorgehenden Rechte und Pflichten.

Diese Informationen betreffen mindestens die föderalen Gesetzes- und Verordnungsnormen in Bezug auf die Befugnisse der betreffenden Verwaltungsinstanz. Sie werden zumindest auf der Website der Verwaltungsinstanz veröffentlicht."


Art. 6 - In Kapitel II desselben Gesetzes wird ein Artikel 3/2 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 3/2 - Unbeschadet der in Artikel 6 erwähnten Ausnahmen informieren die föderalen Verwaltungsinstanzen aus eigener Initiative über ihre Politik, Vorschriften und Dienstleistungen, wann immer dies zweckdienlich, wichtig oder erforderlich ist.

Die föderalen Verwaltungsinstanzen sorgen dafür, dass die Informationen möglichst viele Personen, Vereinigungen oder Organisationen der Zielgruppe erreichen. Sie wählen geeignete Kommunikationsstrategien für Themen, die schwer erreichbare Zielgruppen betreffen.

Die föderalen Verwaltungsinstanzen sorgen dafür, dass die Informationen:

1. korrekt, zuverlässig und genau sind,

2. relevant sind und gezielt verbreitet werden,

3. rechtzeitig und systematisch verbreitet werden.

Die Informationen der föderalen Verwaltungsinstanzen sind für die betreffende Zielgruppe über möglichst verschiedene Kanäle und Medien leicht abrufbar."


Art. 7 - In Kapitel II desselben Gesetzes wird ein Artikel 3/3 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 3/3 - § 1 - Um eine wirksame externe Kontrolle der Tätigkeit der Verwaltungsinstanzen zu ermöglichen, die Effizienz und Wirksamkeit ihrer Funktionsweise zu erhöhen und das Vertrauen der Bürger in diese Instanzen zu stärken, stellen die föderalen Verwaltungsinstanzen der Öffentlichkeit während vier Jahren auf elektronischem Weg Folgendes zur Verfügung:

1. eine Unterlage, die es den Bürgern ermöglicht zu verstehen, welche Algorithmen (KI) von der betreffenden Instanz verwendet werden und auf welche Weise, insbesondere wenn diese Algorithmen für Beschlüsse verwendet werden, die die Bürger betreffen,

2. ein Verzeichnis der im Laufe des Vorjahres gewährten Zuschüsse, in dem Empfänger, Gegenstand und Betrag des Zuschusses angegeben werden,

3. ein Verzeichnis der Studien, die im Laufe des Vorjahres für Rechnung der Verwaltungsinstanz durchgeführt worden sind, sofern sie von einem externen Partner durchgeführt worden sind; im Verzeichnis werden für jede Studie die Identität des Verfassers, das heißt der Name der juristischen oder natürlichen Person, der die Studie anvertraut worden ist, sowie die Kosten der Studie angegeben,

4. ein Verzeichnis der öffentlichen Aufträge, die im Laufe des Vorjahres abgeschlossen worden sind, mit Vermerk des Auftragnehmers und des vergebenen Betrags,

5. eine übersichtliche Suchmaschine, die eine maximale Durchsuchbarkeit der zur Verfügung gestellten Quellen ermöglicht.

Die in Absatz 1 erwähnten Verzeichnisse werden spätestens am 1. April jeden Jahres veröffentlicht.

§ 2 - Jede föderale Verwaltungsinstanz stellt über ihre Website die Unterlage, die Verzeichnisse und die Suchmaschine, die in § 1 Absatz 1 erwähnt sind, in Bezug auf ihre Aufträge und Befugnisse zur Verfügung. Sie ist verantwortlich für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten, die sie in diesem Rahmen veröffentlicht.

In Abweichung von Absatz 1 können mehrere föderale Verwaltungsinstanzen beschließen, die Zurverfügungstellung der Unterlage, der Verzeichnisse und/oder der Suchmaschine, die in § 1 Absatz 1 erwähnt sind, einer einzigen föderalen Verwaltungsinstanz anzuvertrauen, die die ihr übermittelten Informationen und Daten auf einer einzigen Website zentralisiert und gegebenenfalls die Suchmaschine bereitstellt. In diesem Fall sind die betreffenden föderalen Verwaltungsinstanzen gemeinsam für die Verarbeitung verantwortlich. In diesem Fall wird die Verantwortung für die Verarbeitung personenbezogener Daten wie folgt aufgeteilt:

1. Die föderalen Verwaltungsinstanzen, die die Unterlage und die Verzeichnisse, die in § 1 Absatz 1 erwähnt sind, erstellen, sind für die Qualität der zur Verfügung gestellten Daten verantwortlich.

2. Die zentralisierende Verwaltungsinstanz ist für die Zurverfügungstellung der Daten verantwortlich, einschließlich der Überprüfung der in § 1 bestimmten Dauer der Zurverfügungstellung.

Die Modalitäten dieser Zentralisierung, einschließlich der Identifizierung der betreffenden föderalen Verwaltungsinstanzen, werden vom König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass festgelegt.

§ 3 - Der König kann durch einen im Ministerrat beratenen Erlass den Inhalt, die Modalitäten und die Form der Zurverfügungstellung der Unterlage, der Verzeichnisse und der Suchmaschine, die in § 1 Absatz 1 erwähnt sind, sowie der eventuellen anderen Unterlagen bestimmen, die die föderalen Verwaltungsinstanzen der Öffentlichkeit auf elektronischem Weg zur Verfügung stellen.

§ 4 - Wenn außergewöhnliche Umstände vorliegen, die sich aus der besonderen Situation der betreffenden Person ergeben, deren personenbezogene Daten in Ausführung der vorliegenden Bestimmung verarbeitet werden, hat diese das Recht, gegen die Verarbeitung gemäß Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG Widerspruch einzulegen. Sie übt dieses Recht bei der Verwaltungsinstanz aus, die die in § 1 Absatz 1 erwähnten Verzeichnisse erstellt."


Art. 8 - In Kapitel II desselben Gesetzes wird ein Artikel 3/4 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 3/4 - Die Veröffentlichung der in den Artikeln 3/1 bis 3/3 erwähnten Informationen besteht entweder darin, dass die Unterlage oder die Informationen direkt zum Lesen, Drucken oder Weiterverwenden verfügbar gemacht werden, oder darin, dass ein Link zu einer Website angegeben wird, auf der die Unterlage oder die Informationen gelesen, gedruckt oder weiterverwendet werden können."


Art. 9 - In Kapitel II desselben Gesetzes wird ein Artikel 3/5 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 3/5 - Die Kommunikation der föderalen Verwaltungsinstanzen ist klar und als solche erkennbar.

Die föderalen Verwaltungsinstanzen kommunizieren auf politisch und kommerziell neutrale Weise.

Die Verpflichtung zur politisch neutralen Kommunikation findet keine Anwendung auf die in Artikel 1 Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe f) erwähnten Verwaltungsinstanzen."


Art. 10 - In den Artikeln 4 und 5 desselben Gesetzes werden das Wort "föderalen" und das Wort "föderale" jeweils aufgehoben.


Art. 11 - Artikel 6 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 4. Februar 2010, wird wie folgt abgeändert:

a) In § 1 wird das Wort "Verwaltungsbehörde" jeweils durch das Wort "Verwaltungsinstanz" und der Begriff "Behörde" jeweils durch den Begriff "Instanz" ersetzt.

b) In § 1 werden die Wörter "föderale oder nichtföderale" aufgehoben.

c) Paragraph 1 wird durch eine Nummer 9 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"9. Schutz personenbezogener Daten bei Verarbeitungen im Rahmen von Titel 2 des Gesetzes vom 30. Juli 2018 über den Schutz natürlicher Personen hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten."

d) In § 2 einleitender Satz wird das Wort "Verwaltungsbehörde" durch das Wort "Verwaltungsinstanz" ersetzt und werden die Wörter "föderale oder nichtföderale" aufgehoben.

e) Paragraph 2 wird durch die Nummern 5 und 6 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"5. die Geheimhaltung von Verwaltungsunterlagen, die sich auf die Ausführung einer politischen Strategie beziehen, zwischen Ministern/Staatssekretären untereinander, zwischen einem Minister/Staatssekretär oder Ministern/Staatssekretären und Mitgliedern ihrer Strategie-Organe, zwischen Strategie-Organen untereinander oder zwischen Ministern/Staatssekretären und/oder Strategie-Organen und einer politischen Partei oder einer parlamentarischen Fraktion,

6. das Verfahren in einem Zivil- oder Verwaltungsprozess und die Möglichkeit für jede Person, ein faires Verfahren zu erhalten."

f) In § 3 wird das Wort "Verwaltungsbehörde" durch das Wort "Verwaltungsinstanz" und das Wort "Behörde" durch das Wort "Instanz" ersetzt.

g) In § 3 wird das Wort "föderale" aufgehoben.

h) Paragraph 3 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Bei dem in Absatz 1 Nr. 4 erwähnten, offensichtlich zu vage formulierten Antrag handelt es sich um einen Antrag, dessen Gegenstand unklar ist. In diesem Fall fordert die Verwaltungsinstanz den Antragsteller auf, seinen Antrag so bald wie möglich zu verdeutlichen oder zu vervollständigen. Die Verwaltungsinstanz teilt, soweit möglich, mit, warum sie der Ansicht ist, dass der Antrag zu vage formuliert ist. Soweit möglich gibt sie außerdem an, welche Daten über die beantragten Informationen erforderlich sind, damit der Antrag weiterbearbeitet werden kann. Eine neue Frist von dreißig Tagen setzt für die Verwaltungsinstanz ab dem Zeitpunkt ein, zu dem der Antragsteller seinen Antrag verdeutlicht oder vervollständigt hat. Versäumt es der Antragsteller trotz Aufforderung durch die Verwaltungsinstanz, seinen Antrag zu verdeutlichen oder zu vervollständigen, so wird davon ausgegangen, dass der Antragsteller seinen Antrag zurückzieht."

i) Paragraph 4 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Die Verwaltungsinstanz gibt deutlich an, wo Informationen der Öffentlichkeit vorenthalten worden sind."

j) In § 5 Absatz 1 wird das Wort "föderale" aufgehoben und das Wort "Verwaltungsbehörde" durch das Wort "Verwaltungsinstanz" ersetzt.


Art. 12 - In den Artikeln 7, 8 und 9 desselben Gesetzes werden das Wort "föderalen" und das Wort "föderale" jeweils aufgehoben.


KAPITEL 3 - Aufhebungsbestimmung und Inkrafttreten


Art. 13 - Das Gesetz vom 12. November 1997 über die Öffentlichkeit der Verwaltung in den Provinzen und Gemeinden wird aufgehoben.


Art. 14 - Vorliegendes Gesetz tritt am 15. Juli 2024 in Kraft, mit Ausnahme von Artikel 7.

Der König legt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass das Datum des Inkrafttretens von Artikel 7 fest.


Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


Gegeben zu Brüssel, den 12. Mai 2024


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Die Ministerin des Innern
A. VERLINDEN

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
P. VAN TIGCHELT

